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1. Einleitung

Politische und zivilgesellschaftliche Partizipationsmöglichkeiten sind ein
zentrales Grundgerüst demokratischer Gesellschaften. Partizipation er-
weitert dabei individuelle Handlungsspielräume und trägt auf kollektiver
Ebene dazu bei, Machtunterschiede zu verringern. Sie geht einher mit
Selbstbestimmung, der Gestaltung der eigenen Lebensumstände und der
Mitgestaltung von gesellschaftlichen Rahmenbedingungen.

Für die Qualität einer Demokratie spricht eine breite, möglichst über alle
gesellschaftlichen Gruppen hinweg verteilte Partizipation.1 Zahlreiche For-
schungsergebnisse weisen jedoch darauf hin, dass Menschen mit höherer
formaler Bildung und höherem Einkommen häufiger partizipieren und
damit an der Gestaltung der politischen und gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen stärker beteiligt sind. Demgegenüber führen prekäre Le-
bens- und Arbeitsbedingungen häufig dazu, dass die davon betroffenen
Menschen weniger partizipieren und somit geringere Chancen haben, ihre
Interessen zu vertreten.2 Ressourcen – allen voran Bildung und Einkom-
men – sind also zentrale Faktoren im Zusammenhang mit Partizipation,
denn soziale Ungleichheit bei der Partizipation kann letztlich die Legitimi-
tät demokratischer Systeme schwächen.

Im Rahmen der durchgeführten Studie wurden mögliche Auswirkungen
von lokaler Einkommensungleichheit auf die Wahlteilnahme als Kern poli-
tischer Partizipation untersucht. Bislang konzentrierte sich die Analyse der
Auswirkungen von Einkommensungleichheit vor allem auf die Einkom-
mensverteilung auf nationaler Ebene.3 Durch die Aufarbeitung der Daten
aus der Lohnsteuerstatistik bietet sich nun auch für Österreich die Mög-
lichkeit, Einkommensungleichheit und ihre Folgen für kleinräumige Einhei-
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ten zu analysieren.4 Zur Vermeidung ökologischer Fehlschlüsse wurde
auf Individualdaten – die Wahltagsbefragung zur Nationalratswahl (SORA
& ISA [2013]) – zurückgegriffen, die mit den Merkmalen auf Gemeinde-
ebene ergänzt wurde. Ökologische Fehlschlüsse entstehen dann, wenn
Zusammenhänge zwischen Variablen auf der Makroebene (Aggregatda-
ten) wie Zusammenhänge auf der Mikroebene (Individualebene) interpre-
tiert werden, diese Zusammenhänge in tatsächlich jedoch nicht beste-
hen.5 Ein offensichtliches Beispiel für einen solchen Fehlschluss wäre
z. B., von der positiven Korrelation des Anteils an ausländischen Staats-
bürgerInnen mit dem Wahlergebnis rechtspopulistischer Parteien darauf
zu schließen, dass ausländische StaatsbürgerInnen solche Parteien wäh-
len. Tatsächlich kommt die positive Korrelation dadurch zustande, dass
Wahlberechtigte in Gebieten mit einem hohen Anteil an ausländischen
StaatsbürgerInnen überdurchschnittlich häufig rechtspopulistische Partei-
en wählen.

Die Verknüpfung von Individual- mit Aggregatdaten im Rahmen der vor-
liegenden Studie ermöglichte es außerdem, weitere aus der Partizipa-
tionsforschung bekannte Indikatoren zur Erklärung der Wahlteilnahme in
die Analyse zu integrieren. Diese Indikatoren betreffen allen voran indivi-
duelle Ressourcen wie Bildung oder Einkommen und sozialpsychologi-
sche Charakteristika wie politische Werthaltungen oder politische Selbst-
wirksamkeit. Dadurch kann schließlich der ommited-variable bias verrin-
gert werden. Dieser tritt auf, wenn in einem statistischen Modell zentrale
Erklärungsfaktoren nicht integriert sind und in der Folge die Effekte der
vorhandenen Faktoren über- oder unterschätzt werden.6

Die Studie stellte jedoch nicht den Anspruch, ein umfangreiches und
vollständiges Kausalmodell zu testen. Vielmehr bestand das Ziel darin,
unter den Einschränkungen der zur Verfügung stehenden Sekundärdaten
explorierend vorzugehen und erste Hinweise auf mögliche Zusammen-
hänge zwischen dem lokalen Niveau an Einkommensungleichheit und po-
litischer Partizipation zu erfassen.

Nachstehend wird zunächst auf die Dynamik und die gesellschaftlichen
Auswirkungen von Einkommensungleichheit eingegangen (Abschnitt 2),
anschließend folgt ein Überblick über die Ursachen und Folgen von Nicht-
wählen (Abschnitt 3). Abschnitt 4 erläutert die der Studie zugrunde liegen-
den Forschungshypothesen, die Datengrundlagen und die methodische
Vorgehensweise. Im Rahmen von Abschnitt 5 werden die zentralen Er-
gebnisse vorgestellt. Abschnitt 6 fasst diese schließlich in einem Fazit zu-
sammen und diskutiert Implikationen ebenso wie Vorschläge für künftige
Forschung zum Thema.
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2. Einkommensungleichheit: Dynamik und gesellschaftliche
Auswirkungen

Angeregt durch den Anstieg an Einkommensungleichheit in vielen Län-
dern der westlichen Welt im Lauf der letzten Jahrzehnte wird Einkom-
mensungleichheit immer häufiger als problematisch für die soziale und
ökonomische Stabilität sowie für ökonomisches Wachstum diskutiert. Eini-
ge mit breiter Aufmerksamkeit rezipierten Publikationen, beispielsweise
Pikettys „Kapital im 21. Jahrhundert“ (2014), haben das Interesse am
Thema Ungleichheit von Vermögen und Einkommen im wissenschaftli-
chen, politischen und medialen Diskurs noch einmal deutlich verstärkt.

Die Untersuchung der Zusammenhänge zwischen Einkommensun-
gleichheit und Wirtschaftswachstum hat in der ökonomischen Literatur zu
keinem eindeutigen Ergebnis geführt. Grundlegend war hier die Arbeit von
Kuznets (1955), dessen berühmte Kuznets-Kurve zunächst einen Anstieg
und dann einen Abfall der Einkommensungleichheit im Laufe der Indus-
trialisierung einer Gesellschaft beschreibt: In einer frühen Phase der Ent-
wicklung ermöglicht die Konzentration von Einkommen die Akkumulation
von Kapital und somit Investitionen, während in späteren Phasen die brei-
te Masse der Bevölkerung von höheren Löhnen profitiert und die Ungleich-
heit zurückgeht. Die in den letzten Jahrzehnten darauf aufbauend erar-
beiteten empirischen Befunde ergaben aber zunächst starke und robus-
te Hinweise auf eine wachstumshemmende Wirkung von Ungleichheit.7
Spätere Beträge bestätigen diese Zusammenhänge zum Teil nicht8 oder
stellen sogar positive Zusammenhänge zwischen Ungleichheit und Wachs-
tum fest.9 Für eine ausführliche Metaanalyse der vorliegenden theoreti-
schen Grundlagen und empirischen Evidenz siehe z. B. De Dominicis et
al. (2008).

Soziale Auswirkungen von hoher Einkommensungleichheit äußern sich
u. a. in einem höheren Einfluss von sozialem Status, was zu Status-Kon-
kurrenz und Abstiegsängsten führen kann. Damit in Verbindung stehen
Gesundheitsprobleme aufgrund eines höheren Stresslevels, weniger zwi-
schenmenschliches Vertrauen, geringerer sozialer Zusammenhalt und
höhere Gewaltraten. Einkommensungleichheit ist damit nicht nur individu-
ell bzw. für die Menschen am unteren Ende der Einkommensskala von
Nachteil, sondern für die Gesellschaft als Ganzes.10 Die Auswirkungen
der persönlichen Position in der Einkommensverteilung auf das Glücks-
empfinden gelten auch als gängige Erklärung für das Easterlin-Paradox:11

Zwar sind innerhalb eines Landes die reicheren EinwohnerInnen subjektiv
glücklicher als die ärmeren, das durchschnittliche Glücksempfinden in rei-
chen Nationen liegt aber nicht über jenem in armen Nationen. Relatives
Einkommen scheint somit ein besserer Prädiktor für die subjektive Zufrie-
denheit zu sein als absolutes Einkommen.
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Aufgrund des abnehmenden Grenznutzens von Einkommen liegt außer-
dem der Schluss nahe, dass auch das durchschnittliche Glücksempfinden
einer Gesellschaft von der Einkommensverteilung beeinflusst wird: So er-
höht die Umverteilung von einer reicheren zu einer ärmeren Person das
durchschnittliche Glücksempfinden in einer Gesellschaft, da die reichere
Person weniger Nutzen verliert als die ärmere Person dazugewinnt.12 An-
dere Ansätze betrachten Einkommensungleichheit als Umweltcharakte-
ristik und betonen, dass die Zufriedenheit in gleichen Gesellschaften hö-
her ist, da Menschen gleiche Gesellschaften gegenüber ungleichen präfe-
rieren. Demgegenüber kritische Studien weisen auf die Einschätzung der
persönlichen Perspektiven hin – der Zusammenhang zwischen Ungleich-
heit und Zufriedenheit hängt demnach stärker von den persönlichen Er-
wartungen über die eigene, zukünftigen Positionen in der Einkommens-
verteilung ab.13 Alesina et al. (2004) finden etwa für europäische Länder –
im Gegensatz zu den USA – eine starke negative Auswirkung von Un-
gleichheit auf das Glücksempfinden in den ärmeren Bevölkerungsschich-
ten. Diese Unterschiede werden genau auf diese unterschiedliche Wahr-
nehmung der Möglichkeiten zur sozialen Mobilität zurückgeführt.

Österreich zählt sowohl im internationalen als auch im EU-Vergleich zu
den Ländern mit relativ niedriger Einkommensungleichheit. Auf der
Grundlage der Lohnsteuerstatistik zeigt sich wie in den meisten OECD-
Ländern aber sowohl lang- als auch kurzfristig ein deutlicher Anstieg: In
den vergangenen drei Jahrzehnten stieg der Gini-Koeffizient für die Brut-
tolohneinkommen der ArbeitnehmerInnen um 30%. Dieser Anstieg ist da-
bei auf ein langsameres Wachstum der Einkommen der beiden untersten
Dezile gegenüber den Einkommen der oberen Dezile zurückzuführen.14

Tabelle 1: Entwicklung der Verteilung der lohnsteuerpflichtigen
Einkommen in Österreich 1976-2010

1976 1982 1987 1995 2000 2006 2010

Gini-Koeffizient 0,349 0,364 0,350 0,410 0,433 0,441 0,452

Quelle: Statistik Austria, Lohnsteuerstatistik; WIFO-Berechnungen: WIFO (2012).

Zu beachten ist jedenfalls, dass sich für Österreich aufgrund der Erfas-
sung der Einkommen in drei unterschiedlichen Statistiken (Lohnsteuer,
Einkommensteuer, Integrierte Lohn- und Einkommensteuer) nicht unwe-
sentliche Berechnungsprobleme ergeben. Zu den damit verbundenen da-
tenbedingten Herausforderungen (insbesondere dem Fehlen von Daten
über die Verteilung von Kapitaleinkommen) und für eine detaillierte Be-
trachtung der Entwicklung der Konzentration von Einkommen in Öster-
reich im Lauf der letzten Jahrzehnte siehe Altzinger et al. in „Wirtschaft
und Gesellschaft“ 37/4 (2011) und 38/1 (2012).
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Im Gegensatz zur nationalen Betrachtungsebene gibt es zum Thema
Einkommensungleichheit auf Regions- oder Gemeindeebene deutlich we-
niger Untersuchungen. Die Analyse von Einkommensungleichheit auf
subnationaler Ebene konzentrierte sich aufbauend auf die Arbeit von Willi-
amson (1965) zunächst auf die Anwendung der Kuznets-Kurve auf die un-
gleiche Entwicklung von Regionen.15 Somit stand nicht die persönliche
Einkommensverteilung innerhalb von Regionen, sondern die Frage von
Einkommensunterschieden zwischen Regionen im Fokus des Interesses.
Erst in der jüngeren Literatur und mit einer verstärkten Anwendung von in
inter- und intraregionale Teilkomponenten zerlegbaren Ungleichheitsindi-
zes wie dem Theil-Index und der Weiterentwicklung von Methoden der
räumlichen Ökonometrie16 besteht ein verstärktes Interesse an der Unter-
suchung von Einkommensungleichheit auf kleinräumiger Ebene.

Bislang hat dabei besonders die Einkommensungleichheit innerhalb von
Städten eine gewisse Aufmerksamkeit erhalten, da die hohe Bevölke-
rungsdichte die Unterschiede zwischen Arm und Reich besonders offen-
kundig macht17 und dichter besiedelte Orte die Tendenz zu höherer Ein-
kommensungleichheit haben.18 Die Frage, ob Einkommensungleichheit
auf lokaler Ebene ähnliche oder andere Einflüsse hat wie Einkommen-
sungleichheit auf der nationalen Ebene, ist bis dato jedoch weitgehend un-
geklärt.19 Bei der Betrachtung von Einkommensungleichheit auf lokaler
Ebene muss jedenfalls berücksichtigt werden, dass diese zu einem be-
trächtlichen Teil von der individuellen Entscheidung beeinflusst ist, an

Abbildung 1: Einkommensungleichheit (Gini-Koeffizient) in
Österreichs Gemeinden 2010

Quelle: Statistik Austria, Lohnsteuerstatistik; Berechnungen: Moser, Schnetzer (2015);
Karte erstellt in QGIS, Grundlage CC-BY-3.0 Land Kärnten – data.ktn.gv.at.
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einem bestimmten Ort zu leben und es somit einen klaren Zusammen-
hang zwischen lokaler Ungleichheit und Segregation gibt: Eine Reduktion
lokaler Einkommensungleichheit bei gleichbleibender Ungleichheit auf na-
tionalem Niveau impliziert also eine höhere Segregation der unterschiedli-
chen Einkommensgruppen.20

Für Österreich haben Moser und Schnetzer (2013) Einkommensung-
leichheit auf der kleinräumigen Ebene auf Basis der Lohnsteuerstatistik
untersucht und deutliche regionale Muster (räumliche Autokorrelation) für
das Ausmaß an Einkommensungleichheit identifiziert. Hohe Werte an Un-
gleichheitsindizes gehen oftmals mit hohen durchschnittlichen Bruttolöh-
nen einher, die wiederum stark in den urbanen Ballungsräumen konzen-
triert sind. Die Abbildung 1 zeigt den Gini-Koeffizient 2010 auf Gemeinde-
ebene.

3. Nichtwählen: Ursachen und Folgen für die Demokratie

Politische und zivilgesellschaftliche Partizipationsmöglichkeiten zählen
zum normativen Grundgerüst demokratischer Gesellschaften, und eine
breite, möglichst über alle gesellschaftlichen Gruppen hinweg verteilte Be-
teiligung gilt als Qualitätsmerkmal einer Demokratie.21 Partizipation hat
dabei viele Gesichter und reicht von der Teilnahme an Wahlen über
punktuelle, themenspezifische Aktivitäten bis hin zu langfristigem, freiwilli-
gem Engagement in Interessenvertretungen, Vereinen und Organisatio-
nen. Wahlen gelten wiederum als Kernelement von Demokratien und sind,
zumindest im europäischen Kontext, eine grundsätzlich niederschwellige
Partizipationsform, die auch von einer Mehrzahl der BürgerInnen prakti-
ziert wird.

Auch wenn die Höhe der Wahlbeteiligung nicht als alleiniger Indikator
über das Funktionieren einer Demokratie Auskunft geben kann, sind ein
Mindestmaß an allgemeiner Wahlbeteiligung und eine möglichst gleich-
verteilte Wahlbeteiligung über die unterschiedlichen Gruppen von Bürge-
rInnen hinweg relevant.22 Da die Interessen der WählerInnen besser ver-
treten werden als jene der NichtwählerInnen, führt im Besonderen
systematische Nichtteilnahme zu einer Unterrepräsentation bestimmter
Interessen.23

Demnach ist also vor allem relevant, ob Nichtwählen zufällig über die
BürgerInnen verteilt ist oder ob eine systematische Exklusion von be-
stimmten Gruppen vorliegt. Exklusion kann dabei im Wahlrecht verankert
sein (bei der letzten Wiener Gemeinderatswahl waren beispielsweise ein
Viertel der wahlfähigen WienerInnen aufgrund ihrer ausländischen Staats-
bürgerschaften von der Teilnahme ausgeschlossen),24 auf informellen Dis-
kriminierungsmechanismen (z. B. bei Minderheiten) beruhen, eine Folge

308

Wirtschaft und Gesellschaft 42. Jahrgang (2016), Heft 2



von technischen Pannen in der Wahladministration oder von individuellem
Wahlverzicht sein.25

Zusätzlich zu diesen formellen und informellen Exklusionsmechanismen
lässt sich die Wahlbeteiligung von BürgerInnen auf drei unterschiedlichen
Ebenen erklären:

Auf der Mikroebene stehen Ressourcen wie Bildung oder Einkommen im
Vordergrund, da diese mit einer höheren Partizipation einhergehen. Dabei
wurde jedoch nicht nur die individuelle Höhe der Ressourcen, sondern
auch deren Relation zu anderen als wichtig identifiziert. In diesem Zusam-
menhang ist auch das Alter relevant, da es zum einen ein Indikator für die
Zugehörigkeit zu einer Kohorte, zum anderen ein Indikator für die aktuelle
Position im Lebenszyklus ist.

Ebenfalls auf der Mikroebene wirksam sind sozialpsychologische Cha-
rakteristika wie Werte, Einstellungen, politisches Interesse, ein grundle-
gendes Vertrauen in das politische System oder politische Selbstwirksam-
keit – also das Vertrauen in die eigene Fähigkeit, sich am politischen
Prozess beteiligen und durch diese Partizipation auch etwas bewirken zu
können.27 Der politischen Selbstwirksamkeit kommt dabei eine besondere
Bedeutung für die Partizipation zu, denn NichtwählerInnen sind sehr häu-
fig der Ansicht, dass ihre Stimme keinen Einfluss auf die Politik hat.28

Die mit der Partizipation zusammenhängenden sozialpsychologischen
Charakteristika werden im Laufe der politischen Sozialisation geprägt. In
der produktiven Auseinandersetzung mit der Gesellschaft, ihren Macht-
und Herrschaftsmechanismen sowie den ihr innewohnenden Prozessen
der Interessensdurchsetzung wird eine politische Identität entwickelt.29

Dazu zählen der Aufbau eines Wertesystems, eines politischen Bewusst-
seins sowie die durch das Ausprobieren von Beteiligung und das Erleben
ihrer Wirksamkeit vorbereitete Übernahme von Partizipationsrollen im po-
litischen Raum. Auch wenn bereits bei Kindergartenkindern ein gewisses
Verständnis für politische Zusammenhänge aufgezeigt werden kann, gilt
das Jugendalter als die zentrale Phase für die politische Sozialisation, da
während dieser die selbstständige Integration in das gesellschaftliche
System erfolgt.32

Über der Mikroebene umfasst die Mesoebene die Eingebundenheit in
soziale Netzwerke und damit auch institutionelle Faktoren wie die Mitglied-
schaft in Organisationen und Vereinen. Diese ermöglichen „Demokratie-
Lernen“33 und gelten als zentrale Verbindung zwischen individuellem Sta-
tus und politischer bzw. zivilgesellschaftlicher Partizipation. Für den regio-
nalen Kontext wurde in diesem Zusammenhang gezeigt, dass eine durch
höhere formale Bildung und höheres Einkommen geprägte Nachbarschaft
die zivilgesellschaftliche Partizipation der BewohnerInnen mit einem der-
art höherem sozialen Status steigert, gleichzeitig jedoch die Partizipation
von BewohnerInnen mit geringerem sozialen Status senkt. Das dominie-
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rende soziale Umfeld, welches in diesem Fall Partizipation ermutigt, assi-
miliert demnach die der Mehrheit zugehörigen BewohnerInnen, exkludiert
jedoch die statusniedrigere Minderheit.34

Auf der Makroebene stehen schließlich Kontextmerkmale wie Gesetze,
der Wohlstand einer Gesellschaft, Bildungsexpansion oder die Verbrei-
tung von Massenmedien im Vordergrund.35 Auch diese Ebene ist nicht für
sich allein zu betrachten, sondern steht in ständigem Wechselspiel mit den
beiden zuvor genannten Ebenen: So konnte beispielsweise für Österreich
im Zuge der Wahlaltersenkung von 18 auf 16 Jahre ein Anstieg des politi-
schen Interesses der 16- und 17-Jährigen festgestellt werden. Das gestei-
gerte politische Interesse (Mikroebene) gründete zum einen im neu erwor-
benen Recht zur Partizipation (Makroebene) selbst, zum anderen wurde
es durch zahlreiche wahlbegleitende Aktivitäten in den Schulen (Meso-
ebene) vermittelt.36

In ihrem Civic Voluntarism Model gehen Verba et al. (1995) davon aus,
dass die Ressourcen (z. B. formale Bildung) auf der Mikroebene ebenso
wie Faktoren auf der Makroebene (z. B. Wahlrecht) vor allem darüber ent-
scheiden, ob ein/e Bürger/in partizipieren kann. Sozialpsychologische
Charakteristika wie Systemvertrauen oder politische Selbstwirksamkeit
bestimmen darüber, ob ein/e Bürger/in partizipieren will. Die Mobilisie-
rung, also die Aufforderung zur Teilnahme, vollzieht sich schließlich auf
der Mesoebene.

Nichtwählen aufgrund fehlender Ressourcen, mangelnder sozialer Ein-
gebundenheit oder formeller Exklusionsmechanismen ist systematisch
und führt dazu, dass im politischen Prozess die Interessen jener Gruppen
stärker berücksichtigt werden, die bereits über mehr (individuelle oder kol-
lektive) Ressourcen verfügen. Dass sich bei politischen Entscheidungen
die Ansichten der ökonomischen Eliten und ihrer Interessenvertretungen
stärker durchsetzen als jene von einkommensschwächeren Gruppen und
deren Vertretungen, wurde für die Vereinigten Staaten und für zahlreiche
westeuropäische Staaten bereits aufgezeigt.37

4. Lokale Einkommensungleichheit, individuelle Ressourcen
und Nichtwählen am Beispiel der Nationalratswahl 2013

Die Erforschung der Zusammenhänge zwischen individuellen Ressour-
cen und politischer Partizipation hat eine lange Tradition, und die Einflüsse
von Bildung, Einkommen und Sozialkapital auf das Ausmaß an politischer
Beteiligung wurden bereits mehrfach – auch für Österreich – bestätigt.38

Dabei zeigen sich für unkonventionellere Partizipationsformen (z. B. die
Teilnahme an Demonstrationen, Petitionen oder der Direktkontakt zu Po-
litkerInnen) stärkere Verzerrungen zu Ungunsten einkommensschwacher
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und formal gering gebildeter BürgerInnen als für die Wahlbeteiligung. Je-
doch ist auch Nichtwählen nicht zufällig über die unterschiedlichen Grup-
pen der Gesellschaft verteilt.39

Mögliche Einflüsse von lokalen Strukturvariablen auf die Wahlbeteili-
gung wurden bislang nicht untersucht. Die der durchgeführten Studie zu-
grunde liegende, zentrale Forschungsfrage lautete demnach: Welche
Faktoren auf struktureller Ebene (Makroebene: lokale Einkommensung-
leichheit) und individueller Ebene (Mikroebene: Ressourcen und sozial-
psychologische Charakteristika) sind für die Entscheidung, zu wählen
bzw. nicht zu wählen, relevant? Daraus abgeleitet wurden drei Hypothe-
sen, welche in Abbildung 2 schematisch dargestellt sind:

(1)  Sozialpsychologische Charakteristika, Ressourcen und lokale Ein-
kommensungleichheit haben einen jeweils direkten Effekt auf Wahlteil-
nahme.

(2)  Ressourcen haben über sozialpsychologische Charakteristika einen
indirekten Effekt auf die Wahlteilnahme (d. h. Ressourcen beeinflussen
die Ausprägung der sozialpsychologischen Charakteristika, und diese be-
einflussen wiederum die Wahlteilnahme).

(3)  Lokale Einkommensungleichheit hat über Ressourcen einen indi-
rekten Effekt auf die Wahlteilnahme (d. h. lokale Einkommensungleichheit
hängt mit individuellen Ressourcen zusammen, und diese beeinflussen
wiederum die Wahlteilnahme).

Abbildung 2: Schematische Darstellung der zentralen Hypothese

4.1 Datengrundlagen

Die durchgeführte Analyse greift auf unterschiedliche Datengrundlagen
zurück: Zum einen auf die Wahltagsbefragung zur Nationalratswahl
(SORA & ISA [2013]) Diese telefonische Erhebung wurde vom Donners-
tag vor der Wahl bis inklusive Wahlsonntag durchgeführt, insgesamt wur-
den 1.224 Wahlberechtigte befragt. Die Stichprobe entspricht einer nach
Gemeinden vorab geschichteten Zufallsauswahl. Die zusätzliche Gewich-
tung der Daten nach soziodemografischen (Geschlecht, Alter, Bildung, Er-
werbsstatus) und regionalen (Urbanitätsgrad) Merkmalen gewährleistet
die Repräsentativität der Daten für die wahlberechtigte Bevölkerung.

Basis für die inhaltliche Konzeption des Fragebogens und die Interpreta-
tion der Ergebnisse der Wahltagsbefragungen sind die in der Wahlfor-
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schung etablierten Theorien der Wahlentscheidung bzw. deren Blickwin-
kel auf das Wahlverhalten.40 Aus den Ergebnissen der Wahltagsbefra-
gung kann außerdem auf die Wahlbeteiligung unterschiedlicher soziode-
mografischer Gruppen geschlossen werden.

Zur Identifizierung der NichtwählerInnen wurde die Frage nach der
Wahrscheinlichkeit der Wahlteilnahme herangezogen, die auf einer Skala
von 0 („Ich werde sicher nicht teilnehmen“) bis 10 („Ich werde ganz sicher
teilnehmen“) beantwortet wurde. Als WählerInnen galten im Rahmen der
vorliegenden Studie nur jene Befragten, die angeben, ganz sicher an der
Nationalratswahl teilzunehmen oder bereits teilgenommen zu haben
(89% der Befragten) – alle anderen (19%) wurden als NichtwählerInnen
definiert. Wie bei Umfragen üblich, liegt auch in diesem Fall die selbstbe-
richtete Wahlteilnahme über der tatsächlichen Wahlbeteiligung (diese be-
trug bei den Nationalratswahlen 2013 rund 75%). Als wichtigster Grund für
dieses Overreporting ist soziale Erwünschtheit anzuführen: Da die Teil-
nahme an Wahlen ein sozial erwünschtes Verhalten darstellt, ist es für
manche NichtwählerInnen schwierig, über ihr von der gültigen Norm ab-
weichendes Verhalten zu berichten. Overreporting ist bei der Analyse von
Wahlbeteiligung auf Basis von Umfragedaten jedenfalls zu berücksichti-
gen, da es dadurch bei der Schätzung von Zusammenhängen zwischen
Wahlbeteiligung und anderen Merkmalen zu Verzerrungen kommen kann
(v. a. zu einer Überschätzung der Zusammenhänge). Es ist aber davon
auszugehen, dass das Muster der Einflussfaktoren dennoch interpretier-
bar bleibt.41

Für die lokale Ebene wurden anhand der Gemeindekennzahlen folgen-
de Variablen in die Wahltagsbefragung integriert: Medianeinkommen,
Durchschnittseinkommen, Gini-Koeffizient, 90/10-Relation (90. Perzentil/
10. Perzentil) und 50/20-Relation (50. Perzentil/20. Perzentil). Berechnet
wurden diese Daten zu Einkommen und Einkommensverteilung für alle
österreichischen Gemeinden aus der Lohnsteuerstatistik 2010.42 Für die
Berechnungen verwendet wurde das Bruttojahreseinkommen inkl. Son-
derzahlungen, die geografische Zuordnung erfolgte anhand des Wohnor-
tes (nicht Arbeitsortes). Die Vorteile der Verwendung dieser Daten auf
Basis der Lohnsteuerstatistik sind neben ihrer Exaktheit und langfristigen
Vergleichbarkeit auch ihre Vollständigkeit im Sinne einer Vollerhebung.
Als Nachteil ist anzuführen, dass sich die Datengrundlage auf die Einkom-
men unselbstständig Erwerbstätiger und BezieherInnen lohnsteuerpflich-
tiger Pensionseinkommen beschränkt43 – Einkünfte aus selbstständigen
Tätigkeiten und Vermögen können also nicht berücksichtigt werden. Zu-
sätzlich standen aus der Registerzählung der Statistik Austria (2011) fol-
gende Merkmalen auf Gemeindeebene zur Verfügung: Einwohnerzahl,
Anteil der ausländischen StaatsbürgerInnen, Anteil der Arbeitslosen und
Anteil der AkademikerInnen.
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4.2 Methodische Vorgehensweise

Zur Überprüfung der Hypothesen wurde ein Pfadmodell berechnet.
Pfadmodelle sind erweiterte multivariate Regressionsmodelle, mit deren
Hilfe überprüft werden kann, ob und wie gut ein auf theoretischen Überle-
gungen basierendes Kausalmodell zu empirischen Zusammenhängen
passt. Dabei können direkte Effekte – also der Einfluss von Variable X auf
Variable Y – und indirekte Effekte – der Einfluss von Variable X auf Varia-
ble Y über Variable Z – unterschieden werden. Für Querschnittstichproben
(wie der vorliegenden) lässt sich zwar auch im Pfadmodell die theoretisch
formulierte Kausalität nicht beweisen. Ein Pfadmodell informiert jedoch
darüber, welches Kausalmodell dem Korrelationsmuster der Daten am be-
sten entspricht.44

Hierzu muss einschränkend angemerkt werden, dass für die vorliegen-
den, hierarchisch strukturierten Daten das berechnete, „einfache“ Pfad-
modell nicht die der Datenstruktur entsprechende Methode der Wahl ist,
da es die Effekte zwischen und innerhalb der Ebenen nicht adäquat be-
rücksichtigen kann. Für die vorliegende Datenstruktur bieten sich grund-
sätzlich Mehrebenen-Pfadmodelle an. Ein solches konnte mit dem vorlie-
genden Datensatz jedoch nicht berechnet werden, da dieser auf einer
Österreich- und nicht auf einer Gemeinde-repräsentativen Stichprobe be-
ruht. Damit ist die Befragtenanzahl pro Gemeinde nicht ausreichend hoch.

Die Analyse wurde mit Mplus (Version 7)45 unter Verwendung des
WLMSV-Schätzers durchgeführt. Zur Beurteilung des Modells wurden die
Goodness-of-Fit-Indices CFI und RMSEA herangezogen: Die Kombinati-
on aus CFI > 0,90 und RMSEA < 0,08 wird dabei üblicherweise als akzep-
tabler, jene aus CFI > 0,95 und RMSEA < 0,05 als sehr gute Passung (Fit)
bezeichnet.

5. Ergebnisse

Mit den verfügbaren Daten können also – ausgehend von den bestehen-
den Erkenntnissen der Partizipationsforschung (siehe Abschnitt 3) – Ein-
flüsse auf die Wahlteilnahme auf zwei Ebenen berücksichtigt werden: zum
einen Einflüsse auf der Mikroebene (Ressourcen und sozialpsychologi-
sche Charakteristika), zum anderen Einflüsse auf der Makroebene (Wohl-
stand auf Gemeindeebene). Keine Daten standen für die Mesoebene,
also für die Eingebundenheit der BürgerInnen in soziale Netzwerke und
Organisationen, zur Verfügung.

In einem ersten, explorativen Schritt wurden bivariate Korrelationen zwi-
schen den vorhandenen unabhängigen Variablen bzw. zwischen diesen
und der Wahlteilnahme (Tabelle 2) berechnet. Dies sollte allen voran die
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Auswahl aus den zur Verfügung stehenden Merkmalen auf Gemeinde-
ebene für die Aufnahme in das Modell erleichtern, da bislang keine Erfah-
rungen für ihren Zusammenhang mit der Wahlteilnahme vorliegen. Außer-
dem konnten so die Interkorrelationen der Variablen im Auge behalten
werden: Korrelieren die unabhängigen Variable zu stark miteinander, führt
dies in Regressionsmodellen zu instabilen Koeffizientenschätzungen und
letztlich zu einer nicht mehr eindeutigen Modellinterpretation.46

Tabelle 2: Bivariate Zusammenhänge der Faktoren auf Mikro- und
Makroebene mit der Wahlteilnahme

Wahl-
teilnahme

Signifikanz
(p)

M
ik

ro
eb

en
e Ressourcen

Alter 0,10*** 0,00

Geschlecht 0,04*** 0,14

(max.) Pflichtschule –0,06*** 0,05

Lehre –0,01*** 0,72

BMS 0,02*** 0,41

Matura 0,04*** 0,23

tertiärer Abschluss 0,07*** 0,01

Arbeitslosigkeit –0,08*** 0,00

sozialpsycholog.
Charakteristika

Politik versagt in entscheidenden Fragen –0,08*** 0,01

Mitentscheidung über Zukunft des Landes 0,33*** 0,00

M
ak

ro
eb

en
e

Gemeinde-
merkmale

Gini 2010 x 100 0,04*** 0,17

50/20-Ratio 2010 0,00*** 0,98

90/10-Ratio 2010 0,04*** 0,23

(Gini 2010 – Gini 2004) x 100 0,02*** 0,59

Durchschnittseinkommen 2010 (in 1.000 Euro) 0,04*** 0,17

Medianeinkommen 2010 (in 1.000 Euro) 0,04*** 0,21

EinwohnerInnen in 1.000 –0,00*** 0,88

Anteil Arbeitslose 0,03*** 0,34

Anteil ausländische Staatsbürger 0,02*** 0,51

Anteil AkademikerInnen 0,02*** 0,41

Anteil Personen mit Sekundarabschluss –0,10*** 0,74

Anmerkung: Wahlteilnahme dichotom codiert (1 = Teilnahme); * p < 0,05, ** p < 0,01,
*** p < 0,001; fett gedruckt sind jene Variablen, die in die Modellschätzung aufgenommen
wurden; n = 1158.

Die Korrelationen zeigen keine direkten Zusammenhänge zwischen den
Gemeindemerkmalen und der Wahlteilnahme. Entsprechend den bisheri-
gen Erkenntnissen aus der Partizipationsforschung, die darauf hinweisen,
dass formale Bildung und Einkommen zentrale Einflussfaktoren darstel-
len, deren ungleiche Verteilung jedoch wichtiger scheint als ihr absolutes
Ausmaß (siehe Abschnitt 3), wurden für die folgende Modellschätzung
schließlich drei Merkmale ausgewählt, die im Zusammenhang mit Wohl-
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stand stehen: der Gini-Koeffizient, der Anteil an Arbeitslosen und der An-
teil an AkademikerInnen. Der Gini-Koeffizient wurde den anderen Un-
gleichheitsindizes vorgezogen, da er in der vorliegenden Stichprobe in
geringerem Ausmaß mit den anderen unabhängigen Variablen korreliert
(Verringerung von Multikollinearität).

Bezüglich der individuellen Ressourcen ergaben sich bivariate Zusam-
menhänge mit dem Alter, tertiärer Bildung (Hochschulabschluss) und Ar-
beitslosigkeit. Unter den sozialpsychologischen Charakteristika erwies
sich ein Aspekt von politischer Selbstwirksamkeit – dass Wahlen wichtig
sind, weil man damit über die Zukunft des Landes mitbestimmen kann –
erwartungsgemäß als besonders relevant für die Wahlteilnahme (siehe
Abschnitt 3). Diese vier Merkmale wurden auch in die Modellschätzung
aufgenommen.

Von den insgesamt 1.224 Befragten lag schließlich für 1.158 Personen
eine vollständige Datenmatrix vor. Diese wurden für die weiteren Berech-
nungen herangezogen.

Aufbauend auf den Ausführungen zu Dynamik und Auswirkungen sozia-
ler Ungleichheit (siehe Abschnitt 2), den bisherigen Erkenntnissen der Parti-
zipationsforschung zu den Einflüssen von Faktoren auf der Mikro- und Ma-
kroebene auf die Partizipation (siehe Abschnitt 3) und den explorativen Er-
gebnissen der Korrelationsanalysen wurde also ein Pfadmodell konzipiert
und berechnet. Das in Abbildung 3 dargestellte Modell gibt hinsichtlich der
Reihenfolge der Ebenen und der Richtung der Pfade die Korrelations-
struktur der vorliegenden Daten am besten wieder, und der Model Fit er-
weist sich als gut (χ2(8) = 6,980, p = 0,539, CFI = 0,998 und RMSEA =
0,013).

Die in der Abbildung dargestellten dicken, durchgezogenen Linien sym-
bolisieren statistisch signifikante Pfade, das Vorzeichen informiert über
die Richtung des Zusammenhangs. Die unterbrochenen Linien stehen für

Abbildung 3: Pfadmodell mit den direkten und indirekten Effekten
auf die Wahlteilnahme

Anmerkung: Die dicken, durchgezogenen Linien symbolisieren die signifikanten Pfade, die
unterbrochenen Linien die nicht signifikanten Pfade.
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Tabelle 3: Direkte Effekte im Pfadmodell

Abhängige Variable Unabhängige Variable Stand. Reg.koeff.

Wahlteilnahme

Mitentscheidung über Zukunft des Landes 0,348***

AkademikerIn 0,057***

Arbeitslos –0,075***

Alter 0,103***

Gini-Koeffizient –0,034***

sozialpsycholog.
Charakteristik

AkademikerIn 0,035***

Arbeitslos –0,071***

Alter –0,007***

AkademikerIn
Gini-Koeffizient 0,135***

Anteil AkademikerInnen 0,021***

Arbeitslos
Gini-Koeffizient 0,076***

Anteil Arbeitslose 0,033***

Alter

Gini-Koeffizient 0,008***

Anteil AkademikerInnen 0,002***

Anteil Arbeitslose 0,061***

Gini-Koeffizient
Anteil AkademikerInnen 0,841***

Anteil Arbeitslose 0,132***

Anmerkung: Dargestellt sind die standardisierte Koeffizienten; n = 1158; * p < 0,05,
** p < 0,01, *** p < 0,001; Model Fit: χ2(8) = 6,980, p = 0,539, CFI = 0,998 und RMSEA =
0,013. Indirekte und totale Effekte können aus dieser Tabelle wie folgt berechnet
werden: Indirekte Effekte sind das Produkt der jeweiligen direkten Effekte; totale Effekte
sind die Summe der jeweiligen direkten und indirekten Effekte.

statistisch nicht signifikante Pfade. Die dazugehörigen Effektstärken, d. h.
die standardisierten Regressionskoeffizienten, und das Signifikanzniveau
können in Tabelle 3 nachgelesen werden.

Die Ergebnisse zeigen eine Reihe von direkten Effekten: So ist die Wahl-
teilnahme höher, je stärker die Meinung vertreten wird, dass Wählen wich-
tig ist, weil man damit über die Zukunft des Landes mitentscheidet. Die
Wahlteilnahme ist außerdem mit zunehmendem Alter höher, bei arbeitslo-
sen BürgerInnen ist sie geringer.

Politische Selbstwirksamkeit, also die Einstellung, dass Wählen wichtig
ist, weil man damit über die Zukunft des Landes mitentscheidet, ist da-
rüber hinaus unter arbeitslosen BürgerInnen weniger verbreitet. Arbeitslo-
se haben also nicht nur per se eine geringere Wahlteilnahme (direkter Ef-
fekt). Ihre Wahlteilnahme ist darüber hinaus geringer, weil sie seltener der
Ansicht sind, dass sie mit ihrer Stimme mitentscheiden können (indirekter
Effekt).

Der formale Bildungsabschluss hat demgegenüber keinen Einfluss auf

316

Wirtschaft und Gesellschaft 42. Jahrgang (2016), Heft 2



die Wahrscheinlichkeit der Wahlteilnahme – weder direkt noch indirekt
über die politische Selbstwirksamkeit.

Der Gini-Koeffizient, d. h. die Einkommensungleichheit, steigt mit dem
Anteil an AkademikerInnen in der Gemeinde. In der Folge ist es als Akade-
miker/in auch wahrscheinlicher, in einer Gemeinde mit hohem Gini-Koeffi-
zienten zu leben. Ebenso steigt der Gini-Koeffizient mit dem Anteil an Ar-
beitslosen in der Gemeinde. Somit ist es auch als Arbeitslose/r wahr-
scheinlicher, in einer Gemeinde mit hohem Gini-Koeffizienten zu leben.

Sowohl der direkte als auch der (über die politische Selbstwirksamkeit)
indirekte Effekt von Arbeitslosigkeit auf die Wahlteilnahme verstärken sich
mit zunehmendem Gini-Koeffizienten und damit mit zunehmender Ein-
kommensungleichheit in der Gemeinde. Das vorliegende Pfadmodell deu-
tet also darauf hin, dass Ungleichheit auf Gemeindeebene die Wahlbeteili-
gung senkt – nicht direkt, aber indirekt über eine vermehrte Exklusion (aus
dem Erwerbsleben) und einer damit verbundenen, geringeren politischen
Selbstwirksamkeit sowie einer daraus folgenden, geringeren politischen
Beteiligung.

6. Fazit

Dieser erste Versuch, mögliche Auswirkungen von regionaler Einkom-
mensungleichheit auf die Wahlteilnahme zu untersuchen, hat einige rele-
vante Ergebnisse aufgezeigt:

Den stärksten direkten Einfluss auf die Entscheidung zur Wahlteilnahme
bei der Nationalratswahl 2013 hatten sozialpsychologische Charakteris-
tika: Die Wahlteilnahme steigt mit der politischen Selbstwirksamkeit, also
dem Vertrauen darauf, durch die Teilnahme an Wahlen über die Zukunft
des Landes mitentscheiden zu können. Ressourcen erklären im Vergleich
dazu einen deutlich geringeren Varianzanteil der Wahlteilnahme, ein posi-
tiver Einfluss von Alter und ein negativer Einfluss von Arbeitslosigkeit sind
aber vorhanden.

Aus der Schätzung des Pfadmodells zur Wahlteilnahme wird ersichtlich,
dass Arbeitslosigkeit per se zu einer geringeren politischen Beteiligung
führt. Arbeitslosigkeit geht darüber hinaus jedoch auch mit einer geringe-
ren politischen Selbstwirksamkeit einher, was die Teilnahmewahrschein-
lichkeit zusätzlich senkt. Dieses Muster tritt darüber hinaus verstärkt in
Gemeinden mit einem höheren Gini-Koeffizienten, d. h. höherer Einkom-
mensungleichheit, auf. Die durchgeführte Studie gibt also einen ersten
Hinweis darauf, dass Ungleichheit auf Gemeindeebene die Wahlbeteili-
gung senkt: Dies geschieht indirekt über die höhere Wahrscheinlichkeit,
von Exklusionserfahrungen (wie Arbeitslosigkeit) betroffen zu sein.

Damit weisen auch die Ergebnisse dieser Studie darauf hin, dass Nicht-
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wählen in Österreich nicht zufällig über die unterschiedlichen Bevölke-
rungsgruppen verteilt ist. Zusätzlich zu bestehenden Hürden wie der ver-
fassungsrechtlichen Gebundenheit des Wahlrechts an die Staatsbürger-
schaft, geht die Zugehörigkeit zu bestimmten, in der einen oder anderen
Weise bereits exkludierten Gruppen mit einer geringeren Wahlteilnahme
einher. Damit setzen sich im politischen Prozess auch die Interessen jener
Gruppen stärker durch, die schon zuvor über mehr Ressourcen verfügten.
Der Eindruck der von Exklusion betroffenen oder bedrohten Person, nicht
wirksam mitgestalten zu können, ergibt sich also nicht nur aus ihren indivi-
duellen Erfahrungen, er kann auch auf kollektiver Ebene nachvollzogen
werden.

Einkommensungleichheit auf regionaler Ebene kann, den dargestellten
Ergebnissen folgend, die Wahlteilnahme von exkludierten Gruppen zu-
sätzlich senken. Setzt sich also der Trend der letzten dreißig Jahre, der
eine Zunahme der Einkommensungleichheit zeigt, fort, wird auch die Sys-
tematik des Nichtwählens zunehmen. Zu Ende gedacht geht das Recht
dann nicht mehr vom Volk bzw. von einem repräsentativen Querschnitt
des Volkes, sondern nur mehr von einem exklusiven Teil davon aus.

Noch einmal ist einschränkend anzumerken, dass im Rahmen dieser
Sekundärdatenanalyse nicht das der Datenstruktur entsprechende Analy-
severfahren (ein Mehrebenen-Pfadmodell47) angewendet werden konnte.
Da es sich um eine auf Österreich-, jedoch nicht auf Gemeindeebene re-
präsentative Stichprobe handelt, war die Anzahl der Befragten pro Ge-
meinde dafür zu gering. Für eine umfassende Untersuchung der Zusam-
menhänge zwischen Einkommensungleichheit und politischer Partizipati-
on mittels Mehrebenen-Pfadmodell bedarf es also einer entsprechend
größeren und repräsentativen Befragtenanzahl pro Gemeinde.

Ebenfalls empfehlenswert ist die Ergänzung des Modells mit Indikato-
ren, die Auskunft darüber geben, ob und wie Einkommensungleichheit auf
der Gemeindeebene wahrgenommen wird. In diesem Zusammenhang re-
levant ist das Ausmaß des Zusammenhangs zwischen der subjektiven
Wahrnehmung von Einkommensungleichheit und statistischen Maßzah-
len wie dem Gini-Koeffizient. Dies würde eine tiefergehende Analyse der
Frage, wieso der Zusammenhang zwischen Exklusion (aus dem Erwerbs-
leben) und geringer politischen Selbstwirksamkeit sowie in der Folge nied-
rigerer Wahlbeteiligung in Gemeinden mit höherer Ungleichheit verstärkt
auftritt, erlauben. Hier gilt es zu überprüfen, ob die gesellschaftlichen Hie-
rarchien in Gemeinden mit hoher Einkommensungleichheit für die Ein-
wohnerInnen (oder für bestimmte Gruppen von EinwohnerInnen) tatsäch-
lich sichtbarer sind.

Aus Sicht der Partizipationsforschung bietet sich schließlich die Aufnah-
me von Indikatoren auf der Mesoebene an. Derartige Informationen über
die Eingebundenheit in soziale Netzwerke, Organisationen oder Vereine
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geben zusätzliche und relevante Auskünfte über die gesellschaftliche In-
bzw. Exklusion der BürgerInnen.

Trotz der genannten Einschränkungen konnten im Rahmen der vorlie-
genden Studie erste Zusammenhangsmuster zwischen der Ungleichheit
auf Gemeindeebene und der Wahlbeteiligung aufgezeigt werden. Die Er-
gebnisse sprechen in jedem Fall dafür, die wissenschaftliche Auseinan-
dersetzung mit diesem Thema fortzusetzen, vorzugsweise auf Basis eines
Gemeinde-repräsentativen Datensatzes und mit Ergänzung der aufge-
zeigten Indikatoren auf der Mikro- und Mesoebene.
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Zusammenfassung

Wahlen sind ein Kernelement jeder Demokratie, und eine über möglichst alle gesell-
schaftlichen Gruppen hinweg verteilte Partizipation ist zentral für die Gerechtigkeit in
demokratischen Systemen. Wenn sich bestimmte Gruppen systematisch nicht beteiligen,
spiegeln sich auch ihre Bedürfnisse und Interessen seltener in den politischen Entschei-
dungen wider. Ausgehend von den bestehenden Erkenntnissen zu den sozialen Auswir-
kungen von Einkommensungleichheit untersucht die vorliegende Studie mögliche Ein-
flüsse von lokaler Einkommensungleichheit auf die Wahlbeteiligung. Dazu werden erst-
malig die nun auch auf Gemeindeebene verfügbaren Indikatoren zu Ungleichheit heran-
gezogen und mit den Umfragedaten der Wahltagsbefragung zur Nationalratswahl 2013
verknüpft. Ergänzt wird das Modell zur Erklärung von Nichtwählen mit einigen ausgewähl-
ten, aus der Partizipationsforschung bekannten Einflussfaktoren auf der individuellen
Ebene. Die Ergebnisse geben erste Hinweise darauf, dass zunehmende Ungleichheit auf
Gemeindeebene die Wahlbeteiligung senkt. Dies geschieht indirekt über die höhere Wahr-
scheinlichkeit, von Exklusionserfahrungen betroffen zu sein und einem damit einhergehen-
den, geringeren Vertrauen in die Wirksamkeit von Partizipation. Schließlich werden Vor-
schläge für eine Fortsetzung der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit dem vorlie-
genden Thema aufgezeigt.

Abstract

Elections are one core element of democracies and an across all societal groups evenly
distributed participation is crucial when it comes to equity in democratic systems. If specific
groups systematically fail to participate, their needs and interests may not be considered in
political decisions either. Based on existing evidence concerning social impacts of income
inequality, this study examined possible effects of income inequality on voter turnout. The-
refore, now available indicators of inequality on community level were merged with survey
data from the last Parliamentary Election Day Study (2013). Additionally, and based on pre-
vious research on participation, our model to explain non-voting includes selected varia-
bles on the individual level. The results indicate that higher inequality on community level
lowers voter turnout. This effect is indirect, as the individual probability of exclusion, accom-
panied by lower trust in the efficacy of participation rises with inequality on community level.
Finally, suggestions for further research are elaborated.
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